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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES

DES KANTONS SOLOTHURN

VOM

23. Februar 1979 Nr. 1055

1,

1. Durch verschiedene Vorst~3sse im Kantonsrat wurde der Regierungs—

rat beauftragt, den Bau eines Basistunnels durch den Passwang

gründlich zu studieren und vorzubereiten. Die eingehenden Ueber—

prüfungen des Problems haben ergeben, dass es nicht genügen kann,

lediglich einen Tunnel zu bohren, sondern dass eine leistungs—

fähige Strassenverbindung von der Kantonsgrenze durch das Lüssel—

tal auf der Nordseite des Passes und eine angemessene Fortführung

der leistungsfähigen Strasse auf der Südseite des Passwanges vor

zusehen ist, wobei auf den Anschluss an die Nationalstrasse N 1

und auf die Birstalstrasse T 18 Rücksicht genommen werden muss.

Um diesem Auftrag gerecht zu werden, hat der Regierungsrat die

entsprechenden Studien in Auftrag gegeben (RRB Nr.977 vom

2.3.1973). Der Auftrag umfasste die Errechnung .~der mutmasslichen

Kosten, die Festlegung des geologisch und vom Standpunkt des Ver—

kehrs aus richtigen Standorts des Basistunnels sowie ~ie Linien

führung der neuen Strasse im Gebiete der betroffenen Gemeinden,

Es zeigte sich, dass TJmfahrungen studiert ~rden mus~ten und zwar

auf beiden Seiten des Passes,

2, In Er~chwil drüngte sich das Studium einer Urnfahrungsstrasse auf;

ihre Linienführung war bereits im Jahre 1969 bei der Durchführung

der Ortsplanung untersucht worden, Aus verschiedenen Gründen,

hauptsächlic~i ~egen des Widerstand~s in der Gemeinde, wurde es

als ~weckm~sig betrachtet, diesen Strassenzug nicht im allge

meinen Bebauun~pIan der Gemeindd (Ortsplanung) festzulegen, der

vom Regie~-ung~rat im Jahre 1976 ‘(RRB Nr. 3040 vom 19.5,1976)

genehmigt worden ist.
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II,

1. Das Bau—Departement sah sich bei dieser Sachlage gezwungen,

nach eingehenden Abklärungen, im Einvernehmen mit dem Regierungs—

rat einen entsprechenden Strassen— und Baulinienpian gemäss

§ 11bis des kantonalen Baugesetzes. von 1906/1964 in der Zeit

vom 19, Januar - 18. Februar 1970 öffentlich aufzulegen.

Gegen diesen Strassenpian sind 20 Einsprachen eingegangen.

In der Folge wurde das Ingenieurbüro Emch & Berger Solothurn

im Sinne der wesentlichen Begehren der Einsprecher beauft~agt,

einen neuen Plan auszuarbeiten, der in enger Zusammenarbeit

mit den Gemeinclebehörden erstellt worden ist. Dabei wurde

die Strasse? soweit es technisch möglich war, nach Westen

verschoben. Besondere Aufmerksamkeit wurde der Frage der

Anschlüsse und der Querverbindungen, speziell für landwirt

schaftliche Zwecke, geschenkt. Dieser zweite Plan wurde

vom 15. Oktober - 14, November 1975 im Schulhaus Erschwil

und beim Kreisbauamt III in Dornach öffentliöh aufgelegt.

Auchge~en diesen Strassen- und Baulinienplan (Umfahrung

Ersch~il) wurden 17 Einsprachen eingereicht, darunter die Ein—

sprache Nr. 17, unterzeichnet von 348 in Erschwil Wohnhaften

und Stimmberechtigten (gemäss Bescheinigung de~ Geme1n~e-

schreibers von Erschwil)

Es handelt sich um die Einsprachen von:

1. Allemann-Hänggi Mubert, Erschwil

2, Allemann-Bieli Walter, Nonnenbrühl 225, Erschwil

3. Borer—Allemann Anna, Schmelzistrasse 34, Erschwil

4, Borer—Bleuel Anna, Schulweg 13, Erschwil

5, Borer—Roth Beda, Erschwil

6. Borer—Vogt Josef, Im Moos 237, Erschwil

7, Borer—Schmidlin Paul, Gasthaus zum “Kreuz“, Erschwil

8. Borer—Borer Werner, Landwirt, Erschwil

9, Christ-Allemann L~eo, Ilbachstrasse 57, Erschwil

10, Christ—Vogt Paul, Ilbachstrasse 207, Erschwil

11, Grolimund—Flühler Leo, Schulstrasse 193, Erschwil

12. Heizmann—Häner Werner, Kirchgasse 186, Erschwil

13. Jeker—Nyffenegger Marie, Schmelzistrasse 61, Erschwil

14, Gebrüder Neuschwander AG, Metallwarenfabrik, Erschwil
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15, Neuschwander Anna, Niederebnet 122, Erschwil

16, Wyser-Roth Irene und Roth Bernadette, Schmelzistr, 40, Erschwil

alle Erschwil, sowie

17. kollektiv 348 :Unterzeichnende

2, ~ iiwendii een No twendi keit der Strasse

~sionenundSchadenersatzansruche

Die. meisten Einsprecher bezweifeln die Notwendigkeit ei~s Pass

wang-Basistunnels; speziell aber wenden sie sich gege.n:Bau und

Betrieb der Umfahrungsstrasse von Er.schwil, welche wertvolles

Bauland entwerte und den Bewohnern der Ortschaft vor allem

wesentliche Belästigungen bringe, Der wirtschaftliche Nutzen für

die Oeffentlichkeit, die Gemeinde und die Privaten sei k~e.ines

wegs erwiesen. Insbesondere sei mit erheblichem Lärm und.mit

Gestanksimmissionen zu rechnen. Im weitern wird allgemein auf

die;.Entschädigungsfrage hingewiesen, und es werden Ansprüche für

Entwertung des Landes. (Minderwert, Inkori~venienzen aller Art usw.)

geltend gemacht.

3~ns;rachenimeinzelnen

Alle Einsprecher machen ~ cIi~rnsforderirnen für Entwertung

der Gru~ Up;e durch die~~eal

ersatz ge.Ltend. Hiezu ist festzuhalten, dass die Schadenersatz

forderungen im speziellen Entschädigunsverfahren nach der Bau—

gesetzgebung behandelt werden. Dieses bildet einen Bestandteil

des beso-nder~rx iteignur~gsve~~dr~i, ~lc~l~es ~u ~ege13ener Zeit

durchgeführt wird. Gegen die Immi~sionen durch Lärm, Abgase und

andere Einwirkungen wenden sich die Einsprecher Nr. 1, 2, 6, 9,

10, 11, 12 und 16 sowie die Kollektiveinsprache Nr. 17, Die Ver

legung des Trasses in westlicher Richtung verlangen die Ein-

sprecher Nr. 3, 14 und 16, die teilwei~e such eine Untertunnelung

verlangen, insbesondere die Gebrüder Neuschwander AG, Den ganzen

Strassenzug, speziell die Umfahrung, erachten nicht als notwendig

die Einsprecher Nr. 6, 7, 8, 11, 15 und 17, Einsprecher Nr. 7,

Herr Paul Borer, Restaurant Kreuz, weist darauf hin, dass er

nichteine Umfahrung, sondern eher eine Zufahrt zu seinem Gewer—

beb~trieb benötige, ~ährendHerr Leo Christ, Einsprache Nr. 9,

den ihm zugemuteten Umweg bemängelt, welchen die Umf~hr~ungs

strasse mit sich bringe. In der Einsprache Nr. 16, Wyser-Roth
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Irene und Roth Bernadette, wird darauf hingewiesen, dass der

kanton sich mit Recht gegen die Schnellbahn Betn- Zürich der

SBB gewendet habe und zwar aus Umweltschutzgrtinden, Aus den

selben Gründen sei das Lüsseltal von einer derartigen Be]~stung

durch den Duichgangsverkehr zu verschonen~ In der Kollektiv—

eingabe Nr. 17, welche vom E tüht~r~eichn n~I~r~ ~i~c~rt

A1lemann_Hän~gi.v ~ftrdten wird, werden namentlich foI~ehd~ Ein

wendungen erhoben. Zuerst sei einmal der endgültige Entscheid über

•den Passwang—Basistunnel zu fällen, bevor in Erschwil Land in

einem Strassen— und Baulinienplan mit einem Bauverbot belegt

werde. Das Strassentrasse sei ausserhalb des Baugebietes zu

verlegen, da Lärm und Abgase entständen, Allenfalls sei die

Umfahrungsstrecke zu untertunneln, was eir.~em inodernen Landschafts

schutz entspräche. Im weitern wird, wie in Einsprache Nr. 16, auf

die Bekämpfung des Schnellbahnprojektes Bern - Zürich durch den

Kanton hingewiesen. Folglich müsse der Kanton konsequenterweise

auch diese Umfahrungsstrasse und letzten Endes auch den Basis—

tunnel ablehnen, Ohne diesen Tunnel sei auch die Umfahrungs-.

strasse überflüssig.

4.~

• Die Einsprachen lassen sich in verschiedene Gruppen zusammen

fassen.

~) ~

Die in allen Einsprachen vorbehaltenen .Entschädigungsan

sprüche, seien es Forderungen für Schadenersatz oder R~al—

ersatz, sind nicht im hier zur Frage stehenden Plangenehmigungs—

verfahren zu behandeln, Sie sind vielmehr in das Lander~,jerbs—

verfahren zu verweisen,‘ welches erst erfolgt,. wenn‘ zu gegebener

zeit der Baubeschluss gefasst ist, In dieser Hinsicht wird

auf die Ausführungen II, 3, hingewiesen, Im. heutigen Zeitpunkt

kann, im Sinne der massgebenden Vorschriften der Baugesetz—

gebung, auf Schadenersatzforderungen, die., noch nicht ak~tuell

sind, nicht eingetreten werden. Die finanziellen Ansprücbe

der betroffenen Grundeigentümer bleiben in vollem‘ Umfang

gewahrt.
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b)~

Im Einvernehmen mit[ den Gemeindeb~h5rd~n fsi~ das Trasse

der Umfahrungsstrasse so gewählt worden, dass es an den

westlichen Rand des rechtlich aus~es~hiedenen Baugebietes

zu liegen kommt. Die Strasse wird in der Weise angelegt, dass

• die Ir~missionen auf ein Mindestmass reduziert werden (Aus—

• nUtzung des Geländes, allfällige Anlage vonErdwällen und

geeigneten baulichen Massnahmen und Einrichtungen). Auf

diese Weise sollen die Belästigungen auf ein Minimum ver

ringert werden. Auf jeden Fall werden sie erheblidh kleiner

sein als wenn der vermehrte Durchgangsverkehr sich durch die

Dorfstrasse zwängen müsste, welche übrigens irh laufenden

Jah~~sgebaut werden soll. Eine Umfahruii~gsst~~e liegt

ohne Zweifel im Interesse der längs der Dorfstrasse ange

siedelten Bewohner. Bei eir~er zweckmässigen Ausführung wird

die neue Strassenanlage eine Ve~besserung der Wohnqualität

bringen.

c)

Bei der Ueberarbeitung des Strassen— und Baulinienpianes, der

hier zur Diskussion steht, ist das Strassentrasse durch die

technischen Organe so weit nach Westen ausgewichen, als es

die Topografie des Gelandes erlaubt hat Nicht vertretbar

ware die Wahl einer Steigung von mehr als 5 %‚ welche das

Anfügen einer Kriechspur zu~r Folge hätte, Dadurch würden

Lärm und Gestank nicht vermindert, sondern im Gegenteil

vermehrt, abgesehen von der natürlich auch im Strassenbau zu

berucksichtigenden Kostenfrage

d) ~~t~nelun

Die. U~ertunnelung der Strasse im Bereich~ des Dorfes ist vor

allem eine finanzielle Frage, über ~elche si~h zur Zeit nichts

Definitives aussagen lässt, Dieser Entsäh~id~känn auf den

Zeit~ühkt~d~r Ausführung Verschöb~ werden, d~d~S gewählte

Tras~ au~ti~ie Tilnnelvariante baulich ohne weiteres ermög—

lichtE~künnenjedoch ausd~ngenannten GrUnde~ hi~r keine

Zusic~erünge& für den an sich verständlichen Wunsäh ~emacht

werden, Eine Führung der Strasse mit zweckmässigen lärmhin—

dernden Einrichtungen dürfte alsgenügend gelted~
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e~trasse

Ein Passwang—Basistunnel setzt eine leistungsfähige Zusatz-

strasse voraus. Für das Problem der Verleguhg d~ Trasses

ausserhalb des Baugebietes kann auf lit, c) verwiesen werden,

Die Lärm- und Abgasfrage ist unter lit. b) hiervor behandelt

worden. Es trifft zu, dass sich der Regierungsrat mit Nach

druck gegen die~ Verlegung der Schnellbahn Bern Zürich in

das kürzlich in Gesamtrneliorationen zusammengelegte Gebiet

im äusseren Wasseramt gewandt hat. Dabei wurde die Frage auf

geworfen, ob es gerechtfertigt sei, eine solche Schnellbahn

zu errichten, welche Eingriffe solchen Ausmasses bringe und

deren Nutzen in keinem ‚Verhältnis zu den Aufwendungen stehe.~

Man kann auch beim Passwang—Basistunnel diese Frage ohne

Zweifel stellen. In diesem Zusammenhang ist auf die nach

folgenden Au~sfUhrungen zu verweisen.

III.

1. Ueber die mit der Sicherstellung de~ J~tinftigen Strassentrasses

im obern Lüsseltal und mit dem allfälligen Bau des Passwang

Basistunnels und seiner Zufahrten zusammenhängenden;. schwierigen

Fragen, hat das Bau-Departement im September 1976 in: Büsserach

eine Aufklärungsversammlung veranstaltet, zu welcher die Regio—

nalplanungsgruppen Laufental-Thierstein-Dorneck, die Repla Thal,

sowie sämtliche Gemeinden der Amtei Thierstein und Dorneck und

die Gemeinde Mümliswil-Ramiswil eingeladenwurden. Die meisten(

Eingeladenen liessen sich vertreten. Die Sachbearbeiter des Bau—

Departementes erläuterten anhand von Plänen das in Frage

stehende Strassentrasse, die Lage und Länge des Tunnels, sowie

die verkehrstechnischen und volkswirtsc ft~±~he~i ~sichtspunkte.

Für den Tunnel~ wurden verschiedene Lösungen. vorgestellt und

die reich aufdrär~gende Variante in den ~Vo~dergrund gestellt.

Bei dieser:Versammlung wiixde zum Ausdruck g~btacht, dass die

• Erstellung eines Tunnels ohne den gleichzeitigen ah~emessenen

Ausbau der Zufahrtsstrassennicht befri~digen könrie,~ weil für

die betrotfene~ Ortschaften allzu stark~ Belästigungen im

Verkehrsablauf und Immissionen e~itständen~ Die Umfahrung

von Erschwil dränge sich auf, weil sonst der Verkehr durch

das I~orf auf der bestehenden drtsdurchfahrt die Bewohner
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in unzumutbarer Weise belästigen würde, Bei der Wahl der

Umfahrungsroute seien im Laufe der grüncUichen Bearbeitung

gegenüber dem ursprünglichen Projekt wesentliche Verbesserungen

erreicht wo:rden. Die Strasse liege am äusseren Rande eines in

grosszügiger Weise ausgeschiedenen Baugebietes. Der Uebergang

zum westlich anschliessenden Landwirtschaftsgebiet werde durch

verschiedene Ueberführungen hinreichend sichergestellt. Die

Strasse weiche dem Baugehiet so weit nach Westen aus, als die

topografischen Verhältnisse (Vermeidung einer KrieGhspur,

nicht übermä~ssige Eingriffe ins Landschaftsbild) ~ zuliessen,

Es gehe vorerst_nicht um den Ausbau der Strasse und des Passwang—

Basistunnels, sondern im Sinne einer zweckmässigen Planung

~eVerhinde~nvonFehlentscheidenundF~linvestffionen,

Solche volkswirtschaftliche Verluste und Mehrkosten könnten

entstehen, wenn das geeignete Trasse nicht gesichert würde.

Ander Zusammenkunftin, Büsserach entstand dieser Argumentation

kein Widerspruch. Eine hierauf angeordnete Umfrage bei den

Regionalplanungsgruppen und den betroffenen Gemeiladen ergab

das eigenartige Resultat, dass sich die. meisten Angefragten

nicht in klarer Weise äusserten, Die Regionalpla~ungsgruppen

verzichteten auf eine Stellungnahme und die Gemeinden versuchten

sich in dieser zwei~fel1os heissen Frage möglichst neutral zu

verhalten.

2. Der Regierungsrat hat bei dieser Sachlagezu entscheiden, ob

er im heutigen Zeitpunkt.auf die Ausführung eines Passwang

tunnels und die erforderlichen Zufahrtenfür alle Zeit

verzichten solle oder ob es nicht zweckmässiger sei, die

Entscheidungsfreiheit durch die erforderlichen Strassenpläne

offen zu halten, Die Si~herstellung der Strassenroute ist

in jenen Gebieten~erforderlich, wo Bauten in Frage kommen

kannten, Hiezu ist ‚das ‚Dqrfgebiet von Erschwil zu rechnen,

wo sich eindeutig die Frage der Ueberbauung des westlichen

Dorfteils stellt, wie sich aus den Akten ergibt.

‘Berechnungen haben ergeben, dass der Passwang—Basistunnel

mit den beidseitigen Zufahrten bei angemessener Au~führung

einen Kostenaufwand von ‘mutmasslich 60 Millionen (Stand 1976)

erfordetn dürfte, Dabei wird von ‘einer‘Länge‘~es‘Tunne1s

von 1, 2 km und einer Tux~nelbreite “~ron 7,50 m ‘aüsgega‘ngen,
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Die Zufahrten werden grundsätzlich in einer Breite von

‚7,50 m vorgesehen, was als hinreichend, aber nicht als

übertrieben gelten kann. Zum Vergleich diene die Thal

strasse von Balsthal — Welschenrohr, welche auf 9 m

Breite ausgeführt ist.

~3. Nachdem verschiedene parlamentarische Vorstösse in einem

längern Zeitraum mit Nachdruck die Erstellung eines Passwang—

Basistunnels gefordert haben und nachdem der Ausbau der

Hauptstrasse T 18 im Birst~l voranschreitet, erscheint es

als unrichtig und als verfrüht, über den Passwang-Basis

tunnel einen endgültigen definitiven Entscheid zu fällen.

Es wäre unklug und es würde von einer kurzsichtigen Planung

und vqp einem gewissen Opportunismus zeugen, wenn es der

Regierungsrat unterliesse, einer an sich verständlichen

örtlichen Opposition gehorchen eine regionale volkswirt

schaftliche und staatspolitische Frage in dieser Weise zur

Unzeit zu präjudizieren. Im Sinne einer den Verhältnissen

gerecht. werdenden Strassenbaupolitik liegt es, den Entscheid

offen zu halten.,~ -

4~ Aus diesen Gründen ist das ernsthafte Problem im Auge zu

behalten. Es ist klar, dass sich ein solch aufwendiges

Projekt nur verwirklichen lässt, wenn sich Bund und Nachbar—

kantone mit. wesentlichen Beiträgen beteiligen. Hierüber

werden. zu gegebener Zeit konkrete Verhandlungen •zu führen

sein, In jenem Zeitpunkt wird auch abzuklären sein, ob

entsprechend dem Wunsche einzelner Einsprecher eine Unter

tunnelung in Frage kommen kann. Im weitern sind dannzumal

‚auch Abklärungen volkswirtschaftlicher Art (Kostennutzen

verhältnis) sowie ein vertieftes Studium der Frage ‚er

forderlich, ob die Passwangroute bei einer hohen, Belastung

‚der Birstalstrasse T 18 nicht zu sehr vom Durchgangsverkehr

überschwemmt würde, ohne dass der Region Schwarzbubenlanci/

Birstal ein entsprechender Nutzen entstände, erforderlich.

Man hat es schon zu oft erlebt, wie sich die offentliche

Meinung innert kurzer Zeit wesentlich gedreht hat und wie

Entscheide, die allen sehr klug und fortschrittlich er

schienen, bei veranderter Stimmungslage von denselben

Kreisen als ‘kapitale Fehl~r kritisiert wurden‘,



Nach einem Planungsgrundsatz, der im neuen Baugesetz vom

3. Dezember 1978 festgehalten wird - das freilich zur Zeit

noch nicht in Rechtskraft ist -‚ sind Nutzungspläne alle

10 Jahre nach ihrem Inkrafttreten zu überprüfen. Dies

ermöglicht, sie den neuen Verhältnissen anzupassen und sie

allenfalls aufzugeben, sofern sie nicht ‚mehr einer Not

wendigkeit entsprechen oder sich die Auffassungen geändert

haben.

Iv. ‘ -

Gegen den vorliegenden Strassen— und Baulinienplan sind, wie

hievor dargelegt worden ist,keine Einwendungen geltend

g~macht worden, we1ch~ r~chtfertigten, die planliche Sicher

stellung der Umfahrung von Erschwil im heutigen Zeitpunkt

aufzugeben, Der Regierungsrat mu~s bei den dargelegten

Gründen an der Sicherstellung einer Umfahrungsstrasse im

Gebiet der Gemeinde Erschwil festhalten.

Aus diesen Erwägungen sind die Einsprachen gegen den vor

liegenden Strassen— und Baulinienplan abzuweisen.

Die Entschädigungsfragen aller Art (Entwertung der Grund

stücke, Realersatz und Anpassungsarbeiten usw.) sind nach

den gesetzlichen Vorschriften zu gegebener Zeit im speziellen

Entschädigungsverfa1-~ren zu behandeln. Sie werden sich erst

konkret ergeben, wenn der vom Volk zu treffende Beschluss

über die Ausführung des Strassenzuges gefasst sein sollte.

Auf diese Entschädigungsfragen kann folglich im vorliegenden

Verfahren nicht eingetreten werden.

V,

Es wird
beschlossen:

1. Die hievor aufgeführten Einsprachen werden im Sinne der

Erwägungen abgewiesen, soweit darauf einzutreten ist.

2, Der aufgelegte Strassen— und Baulinienplan “Umfahrung

Erschwil‘ wird genehmigt.

Der Staatsschreiber

~rtiunen~eitel0 ~
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Bau-Departement (3). ER/fr/k
Rechtsdienst des Bau-Departementes (2)
Kant, Tiefbauamt (5), mit 2 genehmigten Pihnen
Kant.< Art fU.r Raumplanung (2), mit 1 genehmigten Plan

~~1~iamt III, 4143 Dornach, mit 1 genehmigten Plan
Ammannamt der Einwohnergemeinde, 4228 Erschwil (2), mit 1 Plan
Amtsblatt (Publikation der Genehmigung, Ziff, 2)

EINSCHREIBEN an:

A11emann-H~nggi Hubert, 4228 Erschwil
Allemann-Bieli Walter, Nonnenbrtihl 225, 4228 Erschwil
Frau Borer—Allemann Anna, Schmelzistrasse 34, 4228 Erschwil
Frau Borer-Bleuel Anna, Schulweg 13, 4228 Erschwil
Borer—Roth Beda, Schinelzistrasse 45, 4228 Erschwil
Borer-Vogt Josef, Im Moos 237, 4228 Erschwil
Borer—Schmidlin Paul, Gasthaus zum ‘Kreuz“, 4228 Erschwil
Borer—Borer Werner, Landwirt, 4228 Erschwil
Christ-Allemann Leo, Landwirt, Ilbachstrasse 57, 4228 Erschwil
Christ-Vogt Paul, Ilbachstrasse 207, 4228 Erschwil
Grol~mund-F1Uhler Leo, Schulstrasse 193, 4228 Erschwil
Heizmann-Häner Werner, Kirchgasse 186, 4228 Erschwil
Frau Marie Jeker-Nyff~negger, Schmelzistras~ 61, 4228 Erschwil
Gebr. Neuschwa,nder AG, .Metallwarenfabrik, 4228 Erschwil
Frau Neuschwander Anna, Niederebnet 122, 4228 Erschwil
Frau Wyser-Roth Irene, Schmelzistrasse 40, 4228 Erschwil (3)

fUr sich und die Miteinsprecher
All~mann—H~nggi Hubert, Niederebnet 196, 4228 Erschwil (10)

als,Erstunterzeichner der Kollektiveinsprache


